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Europäische Notrufnummer 112
Auf halber Strecke stecken geblieben

Oliver Paul-Morandini, Vorsitzender der

European Emergency Number Associa-

tion (EENA), hat sich ein klares Ziel ge-

setzt: Er will, dass es für alle Menschen

in der Europäischen Union (EU) endlich

ebenso selbstverständlich wird wie für

US-Amerikaner, bei einem Verkehrsun-

fall oder im akuten Krankheitsfall unter

einer einheitlichen Notrufnummer die

notwendige Hilfe anzufordern. Doch

während in den Vereinigten Staaten je-

des Kind lernt, dass es im Notfall nur die

911 wählen muss, um Rettungskräfte zu

alarmieren, ist die einheitliche europäi-

sche Notrufnummer 112 noch längst

nicht in den Köpfen der Europäer veran-

kert. Gerade mal 35 % der Bürger wissen,

dass sie grundsätzlich in allen EU-Län-

dern die 112 anrufen können, um einen

Notfall zu melden. Das ergab eine Um-

frage der Europäischen Kommission

vom Dezember letzten Jahres. 

Mangelnde Kenntnis über die
Nummer
„Dabei“, so Paul-Morandini, „geht es

nicht selten um Leben und Tod.“ Monat

für Monat verlören rund 500 Menschen

EU-weit unnötig ihr Leben, weil es

Schwierigkeiten oder Missverständ-

nisse mit dem Notrufservice gibt, rech-

net der junge Belgier vor. Der EENA-

Vorsitzende will daher mit einem Bür-

gerbegehren beim Europäischen Parla-

ment auf die Missstände aufmerksam

machen und hofft, dafür im Laufe des

kommenden Jahres eine Million Unter-

schriften zusammenzubekommen. 15

Jahre ist es schließlich bereits her, dass

die EU den einheitlichen Notruf 112 ein-

geführt und die Mitgliedsländer dazu

aufgefordert hat, Maßnahmen zur tech-

nischen Umsetzung und zur Informa-

tion der Bevölkerung einzuleiten. 

Anruferlokalisierung funktioniert
nicht überall
Die mangelnde Kenntnis über die Num-

mer ist dabei nur ein Schwachpunkt, der

belegt, dass Wunsch und Wirklichkeit

noch relativ weit auseinanderklaffen.

Denn nicht überall kann man sich zwin-

gend darauf verlassen, dass sich hinter

dem Notruf dann auch tatsächlich der

Rettungsdienst verbirgt. Beispiel Italien:

Hier landet der Anrufer unter der 112

grundsätzlich bei der Polizei. Auch

scheitert ein reibungsloser Ablauf des

Notrufservice mitunter daran, dass ei-

nige Regionen technisch und logistisch

noch nicht so weit sind, wie es aufgrund

der gesetzlichen Vorgaben der EU erfor-

derlich wäre. Dies gilt zum Beispiel für

die automatische Anruferlokalisierung. 

Eigentlich sollte es längst überall zum

Standard gehören, dass bei einem Not-

ruf – egal ob vom Festnetz oder Mobilte-

lefon aus – die Daten über den Standort

des Anrufers automatisch an die Leit-

stelle übermittelt werden. Doch in Lu-

xemburg, Portugal, Litauen und Italien

beispielsweise funktioniert dies mit

Mobiltelefonen noch nicht. Der Mitar-

beiter der Notrufzentrale muss somit

erst klären, wo genau der Notfall sich er-

eignet hat, um die Rettungskräfte dann

dort hinschicken zu können. Das kostet

im Zweifel wertvolle Zeit. Mit Druck will

die EU-Kommission die Mitgliedsländer

nun dazu zwingen, dafür zu sorgen, dass

eCall – moderne Technologie für den Notfall

Ab 2009 sollen alle Neuwagen in der Europäischen Union (EU) mit einer Technologie
ausgestattet werden, die die Reaktionszeiten der Rettungskräfte auf einen Verkehrs-
unfall optimieren soll. Emergency Call, kurz eCall, nennt sich das Satellitenbasierte
Notrufsystem, das nach einem Unfall entweder automatisch oder manuell aktiviert
werden kann. Dabei wird ein Signal an die nächste Notrufzentrale ausgesendet und
die Daten über den exakten Standort des Fahrzeugs übermittelt. Damit das System
funktionieren kann, müssen allerdings alle Notrufzentralen in der EU technisch so aus-
gestattet sein, das sie die vom eCall ausgesandten GPS-Signale empfangen und verar-
beiten können. Die Gesamtkosten für die EU-weite Einführung des Systems, ein-
schließlich der Modernisierung der Notrufzentralen und der Ausbildung des Rettungs-
dienstpersonals, liegen bei schätzungsweise 4,55 Milliarden Euro.

1991 hat der Europäische Rat beschlossen, eine einheitliche europäische Notrufnum-
mer einzuführen. Unter der 112 soll es somit überall in der Europäischen Union (EU)
möglich sein, einen Notruf abzusetzen und Hilfe anzufordern. Von der Erfüllung die-
ses Ziels sind viele Mitgliedsländer aber noch ein gutes Stück entfernt. Zwar gilt die
112 inzwischen überall offiziell als zentrale Notrufnummer. Allerdings ist diese Infor-
mation bislang nur bei einer Minderheit der europäischen Bevölkerung überhaupt
angekommen. Auch hapert es vielerorts noch mit der gesetzlich geforderten techni-
schen und logistischen Umsetzung. Hinzu kommt, dass das Leitstellenpersonal oft
nur über unzureichende Fremdsprachenkenntnisse verfügt, was die Verständigung
mit ausländischen Anrufern erschwert und gravierende Folgen haben kann. 
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die vorhandene Technologie zur Anru-

ferlokalisierung endlich umfassend ein-

gesetzt wird. Im Frühjahr haben die

Brüsseler Beamten gegen elf Länder

Vertragsverletzungsverfahren eingelei-

tet.

Verständigungsschwierigkeiten
durch unzureichende Fremdspra-
chenkenntnisse
Ein weiteres gravierendes Problem, das

sich nach wie vor vielerorts in Europa

stellt, sind Verständigungsschwierigkei-

ten aufgrund unzureichender Fremd-

sprachenkenntnisse im Kontakt mit

ausländischen Anrufern. Das kann im

schlimmsten Fall dazu führen, dass die

Notfallrettung nie beim Opfer eintrifft.

Eine im Rahmen der Fußballeuropa-

meisterschaft 2004 in Portugal erstellte

Studie ergab, dass nach knapp einem

Drittel der Notrufe auf englisch oder

französisch das Rettungspersonal nie

am Notfallort ankam. „Für die Mitarbei-

ter einer Leitstelle gibt es jedoch nichts

Schlimmeres, als einen Anrufer nicht zu

verstehen und nicht helfen zu können“,

so der Leiter der Berufsfeuerwehr Aa-

chen, Dr. Dieter Nüßler. Deshalb hat er

sich schon vor Jahren für eine Idee stark

gemacht, um die Fremdsprachenkom-

petenz der Mitarbeiter in den Notruf-

leitstellen zu verbessern. Unter Feder-

führung der Vereinigung zur Förderung

des Deutschen Brandschutzes entwi-

ckelte ein europäisches Team ein Selbst-

lernprogramm auf der Basis einer inter-

aktiven CD und taufte das Projekt auf

den Namen Multicom112. 

„Mit Hilfe der CD lassen sich die für Not-

rufe typischen Gesprächsverläufe in

zehn verschiedenen Fremdsprachen

einüben“ erklärt Nüßler. Grundlage für

das Lernmaterial bilden reale Notrufsi-

tuationen. Nach Angaben von Nüßler

stößt das Angebot auch im Ausland auf

Interesse. Kürzlich wanderten 40 Dis-

ketten nach Belgien. Dort sollen sich

nun die Mitarbeiter aller belgischen

Notrufzentralen für das Gespräch mit

ausländischen Anrufern sprachlich fit

machen. 

Erforderliche Umstrukturierungen
brauchen Zeit
Dass die erforderlichen Umstrukturie-

rungen zudem nicht einfach so von

heute auf morgen über die Bühne ge-

hen, zeigt auch das Beispiel Bayerns. Im

Freistaat gab es traditionell die Beson-

derheit, dass Feuerwehr und Rettungs-

dienst nur über zwei getrennte Num-

mern – 112 (Feuerwehr) und 19222

(Rettungsleitstellen) – zu erreichen wa-

ren. Seit 2001 gilt aber auch in Bayern

die 112 als einheitliche Notrufnummer

für Feuerwehr und Rettungsdienst. Seit-

her ist man bemüht, ein flächendecken-

des Netz an integrierten Leitstellen ein-

schließlich modernster Technik zu er-

richten und das Personal auf die neuen

Anforderungen umzuschulen. „Das dau-

ert jedoch Jahre und verschlingt zudem

eine beachtliche Summe Geld“, macht

Prof. Peter Sefrin, Vorsitzender der Ar-

beitsgemeinschaft der in Bayern tätigen

Notärzte deutlich. 32 Millionen Euro

lässt sich der bayerische Staat die Um-

strukturierung kosten.

Links
www.112petition.org
www.multicom112.org
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Einheitlicher EU-Führerschein ab 2012

Ab 2012 erhalten Führerscheinneulinge

überall in der Europäischen Union (EU)

einen einheitlichen rosafarbenen EU-

Führerschein im Chipkartenformat. Für

alte Dokumente gilt eine Übergangsfrist

von 26 Jahren. Ab 2032 dürfen somit

EU-weit keine der bislang 110 verschie-

denen Modelle mehr im Umlauf sein.

Dies sieht eine europäische Richtlinie

vor, die im Frühjahr 2007 in Kraft treten

wird. 

Bei der Neufassung der Richtlinie

konnte sich die EU allerdings nicht dazu

durchringen, die Teilnahme an Erste-

Hilfe-Kursen für den Erwerb des Führer-

scheins grundsätzlich vorzuschreiben.

Dies soll Sache der EU-Mitgliedsstaaten

sein. Neben Berufskraftfahrern müssen

lediglich Fahrlehrer künftig EU-weit

Kenntnisse in Erster Hilfe nachweisen.

Auch hat der europäische Gesetzgeber –

entgegen seiner ursprünglichen Absicht

– darauf verzichtet, verpflichtende Ge-

sundheitstests für die Erneuerung eines

Führerscheins zu fordern. Die EU-Län-

der entscheiden also weiterhin selbst,

ob sie Sehtests oder

m e d i z i n i s c h e

Checks zum Bei-

spiel für ältere

Kraftfahrer anord-

nen wollen. Die

deutsche Regierung

hat sich bereits da-

gegen ausgespro-

chen. In Deutschland wird somit zu-

nächst alles beim alten bleiben.

Ende des Führerscheintourismus
Die EU-weit einheitliche Fahrerlaubnis

soll vor allem dazu dienen, dem soge-

nannten Führerscheintourismus einen

Riegel vorzuschieben. Fahrer, die ihren

Führerschein wegen eines Verkehrsver-

gehens verloren haben, soll es dann

nicht mehr möglich sein, in anderen EU-

Ländern, wie Tschechien, Polen oder

den Niederlanden, einen neuen Führer-

schein zu erwerben und so deutsches

Recht zu umgehen. Verbesserte Sicher-

heitsmerkmale sollen zudem die Fäl-

schung der neuen Scheine erschweren.

Die Fahrerlaubnis ist allerdings nur für

jeweils 15 Jahre gültig und muss somit

stetig erneuert werden. Die Gebühren

für den EU-Führerschein betragen rund

24 Euro.

Petra Spielberg, Brüssel
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